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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Das Bundesgericht wird im Streit zwischen Territorialitätsprinzip und Schulhoheit
nicht entscheiden. Es weigerte sich, auf eine Beschwerde einzutreten, welche den
Entscheid des Freiburger Staatsrates (Exekutive) angefochten hatte, den
deutschsprachigen Kindern der (französischsprachigen) Freiburger Vorortsgemeinde
Marly den Transport in eine deutschsprachige Schule in Freiburg zu bezahlen. Die
Lausanner Richter vertraten die Auffassung, der heute in Art. 116 festgehaltene
Grundsatz der Territorialität der Sprachen sei zwar ein Verfassungsprinzip, doch lasse
sich dadurch kein Verfassungsrecht ableiten, weshalb eine Verletzung des
Territorialitätsprinzips nicht mit einer staatsrechtlichen Beschwerde gerügt werden
könne, es sei denn, es werde zusätzlich eine Verletzung der Sprachenfreiheit geltend
gemacht, was hier nicht der Fall sei, da die französischsprachigen Kinder der Gemeinde
durch das Entgegenkommen an ihre deutschsprachigen Altersgenossen nicht gehindert
worden seien, den Unterricht in ihrer Muttersprache zu besuchen. 

Im Fall der Beschwerde einer grossen Versicherungsgesellschaft gegen das Baugesetz
von Disentis/Mustér, welches Reklameinschriften nur in romanischer Sprache zulässt,
entschied das Bundesgericht hingegen klar im Sinn des Territorialitätsprinzips. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.07.1993
MARIANNE BENTELI

Im Spannungsverhältnis zwischen Sprachenfreiheit und Territorialitätsprinzip
gewichtete das Bundesgericht in einem konkreten Anwendungsfall die individuelle
Sprachenfreiheit höher als das Interesse einer Gemeinde an einer homogenen
Sprachenlandschaft und rügte die Erziehungsdirektion des Kantons Bern, die einem in
einer deutschsprachigen Gemeinde an der Sprachengrenze wohnhaften Kind untersagt
hatte, auf Kosten der Eltern eine französischsprachige Primarschule in der Stadt Biel zu
besuchen. In ihrem Grundsatzurteil beschieden die Lausanner Richter, eine
offensichtliche Beschränkung der Sprachenfreiheit sei nur zulässig, wenn sie auf einer
genügenden gesetzlichen Grundlage beruht, im öffentlichen Interesse liegt und sich als
verhältnismässig erweist. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit einem Bundesgerichtsurteil wurde erneut der Frage nachgegangen, welchen
Stellenwert das Territorialitätsprinzip im zweisprachigen Kanton Freiburg haben soll.
Die Lausanner Richter unterstützen das Freiburger Verwaltungsgericht, welches einer
deutschsprachigen Familie aus der heute zu gut 40% germanophonen Gemeinde
Crissier ein rein auf Deutsch geführtes Gerichtsverfahren verweigert hatte. Das
Bundesgericht befand, eine Gemeinde mit so geringer Einwohnerzahl wie Crissier (rund
500 Personen) könne erst nach mindestens zwei Jahrzehnten mit einer starken
anderssprachigen Minderheit als echt zweisprachig bezeichnet werden. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 14.02.1997
MARIANNE BENTELI

Ein ehemaliger Landrat aus dem Kanton Baselland reichte daraufhin bei einem Gericht
im Kanton Bern eine Klage ein, welche verlangte, die Erziehungsdirektoren seien im Sinn
einer vorsorglichen und einstweiligen Massnahme anzuweisen, sämtliche Schritte zur
Einführung der neuen deutschen Schreibweise zu sistieren, bis in der Bundesrepublik
ein endgültiger Entscheid zu dieser Frage gefallen sei. Die
Erziehungsdirektorenkonferenz sah sich trotz dieser Klage keineswegs gemüssigt, von
ihren Plänen, die Reform ab 1998 schrittweise einzuführen, abzuweichen. Auch sie
betonte, die Reform sei sinnvoll, gehe nicht zu weit und bilde vor allem für die Schulen
eine Erleichterung. Das Berner Gericht trat auf die Klage ohnehin nicht ein, weil der
Kläger nicht glaubhaft machen konnte, dass er durch die Reform in seinen persönlichen
Rechten betroffen sei. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Das Bundesgericht fällte einen wegweisenden Entscheid in der vor allem im Kanton
Freiburg immer wieder strittigen Frage der Sprachenfreiheit im Verhältnis zum
Territorialitätsprinzip. Es schützte die Beschwerde eines deutschsprachigen
Elternpaares mit Wohnsitz in einer nahe der Sprachengrenze gelegenen frankophonen
Gemeinde. Gemäss Bundesgericht hatten die Freiburger Behörden das
verfassungsmässige Prinzip der Sprachenfreiheit verletzt, weil sie der Familie nicht
erlaubten, ihren Sohn in einer öffentlichen deutschsprachigen Schule in Freiburg zum
Unterricht anzumelden und dabei die Kosten für den Transport zu übernehmen. Die
Lausanner Richter verwiesen auf die Schwierigkeiten, welche den Eltern aus der
Begleitung ihres Sohnes in einer französischsprachigen Oberstufe erwachsen könnten.
Die Freiburger Behörden hatten hingegen das Territorialitätsprinzip höher gewichten
wollen, das ihrer Auffassung nach gerade an der Sprachengrenze besonders streng
gehandhabt werden müsse.
Zu den Schwierigkeiten des Kantons Freiburg mit seiner Zweisprachigkeit siehe hier. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 28.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bündner Sprachenstreit zog sich auch im Berichtsjahr weiter. Der Ende 2011
gefällte wegweisende Entscheid der Bündner Regierung, wonach der Schulunterricht
ausschliesslich für zukünftige Primarschüler ab dem Schuleintritt in den verschiedenen
Idiomen abgehalten werden kann, wurde vom Bundesgericht gestützt. Die Beschwerde
von betroffenen Eltern, deren Kinder im Rahmen eines Pilotversuchs mit der
Unterrichtssprache Rumantsch Grischun eingeschult worden waren und die nun eine
Rückkehr zu den Idiomen forderten, wurde somit abgelehnt. Um in Zukunft einen
zeitgemässen Unterricht in Sursilvan, Sutsilvan, Puter und Vallander gewährleisten zu
können, beschloss die Bündner Regierung im November, bis im Mai 2014 ein Konzept
zur Erstellung neuer Lehrmittel in den Idiomen zu erarbeiten. Mit diesem Entscheid
gaben sich die Lia Rumantscha und Pro Idioms Engiadina – wenn auch nicht ohne
Vorbehalte – zufrieden. Die Bündner Elterngruppe kündigte indes an, ihre Beschwerde
an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte weiterzuziehen. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.07.2013
MARLÈNE GERBER

Nachdem das Verwaltungsgericht bereits 2014 die Klage einer Elterngruppe bezüglich
der Umstellung der Schulsprache von Rumantsch Grischun auf die Idiome abgewiesen
hatte, folgte nun 2015 ein ebenfalls negativer Entscheid seitens des Bundesgerichtes. In
ihrer Argumentation führten die Klagenden an, dass diese Umstellung einen Verstoss
gegen das Diskriminierungsverbot, die Rechtsgleichheit, das Willkürverbot sowie die
Sprachenfreiheit und die Gemeindeautonomie darstelle und zugleich einer Verletzung
der Bestimmungen der Bündner Kantonsverfassung gleichkomme. Das Bundesgericht
erachtete diese Argumentationsgrundlage jedoch nicht als hinreichend; lediglich
hinsichtlich der Gemeindeautonomie könne teilweise eine Einschränkung festgestellt
werden, wobei diese zu relativeren sei und – unter Rücksichtnahme auf bereits
eingeschulte Kinder – als gerechtfertigt gelte. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.01.2015
MELIKE GÖKCE
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